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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zur Talenterschließung in den Regionen Europas
(2023/2044(INI))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 17. Januar 2023 mit dem Titel 
„Talenterschließung in den Regionen Europas“ (COM(2023)0032),

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen über den 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den 
Kohäsionsfonds, den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des 
ländlichen Raums und den Europäischen Meeres- und Fischereifonds sowie mit 
allgemeinen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, 
den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds und den Europäischen Meeres- und 
Fischereifonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates1,

– unter Hinweis auf die europäische Säule sozialer Rechte,

– unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses der Regionen von 2018 mit dem Titel 
„Addressing brain drain: The local and regional dimension“ (Bewältigung der 
Abwanderung hoch qualifizierter Arbeitskräfte: lokale und regionale Dimension),

– unter Hinweis auf die in der Transylvanian Review of Administrative Sciences 
veröffentlichte Studie „Brain Drain in the EU: Local and Regional Public Policies and 
Good Practices“ (Abwanderung hoch qualifizierter Arbeitskräfte in der EU: öffentliche 
Maßnahmen und bewährte Verfahren auf lokaler und regionaler Ebene) vom 
27. Februar 20202,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 17. April 2020 zu abgestimmten 
Maßnahmen der EU zur Bekämpfung der COVID-19-Pandemie und ihrer Folgen3,

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 30. September 2020 über die 
Vollendung des europäischen Bildungsraums bis 2025 (COM(2020)0625),

– unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europäischen Ausschusses der Regionen vom 
14. Oktober 2020 mit dem Titel „Demografischer Wandel: Vorschläge zur Messung und 
Bewältigung der negativen Auswirkungen in den Regionen der EU“4,

1 ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 320.
2 Boc, E., „Brain Drain in the EU: Local and Regional Public Policies and Good Practices“ in Transylvanian 
Review of Administrative Sciences, Nr. 59, 2020, S. 23.
3 ABl. C 316 vom 6.8.2021, S. 2.
4 ABl. C 440 vom 18.12.2020, S. 33.

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=uriserv:OJ.L_.2013.347.01.0320.01.ENG
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=uriserv:OJ.C_.2021.316.01.0002.01.ENG
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=uriserv:OJ.C_.2020.440.01.0033.01.ENG
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– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/1058 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 24. Juni 2021 über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 
und den Kohäsionsfonds5,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/1060 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 24. Juni 2021 mit gemeinsamen Bestimmungen für den Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds Plus, den 
Kohäsionsfonds, den Fonds für einen gerechten Übergang und den Europäischen 
Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds sowie mit Haushaltsvorschriften für diese 
Fonds und für den Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds, den Fonds für die innere 
Sicherheit und das Instrument für finanzielle Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und 
Visumpolitik6,

– unter Hinweis auf den Bericht der Kommission vom 9. Februar 2022 mit dem Titel 
„Kohäsion in Europa bis 2050 – Achter Bericht über den wirtschaftlichen, sozialen und 
territorialen Zusammenhalt“7,

– unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses der Regionen von 2022 mit dem Titel 
„Rural proofing – a foresight framework for resilient rural communities“ (Prüfung der 
Auswirkungen auf den ländlichen Raum: ein vorausschauender Rahmen für resiliente 
ländliche Gemeinschaften),

– unter Hinweis auf den Bericht der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) vom 22. Juni 2022 mit dem Titel „Making the most of public 
investment to address regional inequalities, megatrends and future shocks“ (Optimale 
Nutzung öffentlicher Investitionen zur Bewältigung regionaler Ungleichheiten, 
Megatrends und künftiger Schocks),

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 5. Juli 2022 mit dem Titel „Eine 
neue europäische Innovationsagenda“ (COM(2022)0332),

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 15. September 2022 zum achten 
Kohäsionsbericht über den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt in 
der EU8,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 15. September 2022 zum Thema 
„Grenzregionen in der EU: Reallabors der europäischen Integration“9,

– unter Hinweis auf die von seiner Generaldirektion Wissenschaftlicher Dienst in der 
Reihe „Auf einen Blick“ am 30. September 2022 veröffentlichte Publikation „Question 
time: tackling depopulation through cohesion policy instruments“10 (Fragestunde: 
Bekämpfung des Bevölkerungsschwunds durch Instrumente der Kohäsionspolitik),

5 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 6.
6 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 159.
7 Europäische Kommission, „Kohäsion in Europa bis 2050 – Achter Bericht über den wirtschaftlichen, sozialen 
und territorialen Zusammenhalt“, 9. Februar 2022.
8 ABl. C 125 vom 5.4.2023, S. 100.
9 ABl. C 125 vom 5.4.2023, S. 114.
10 Europäisches Parlament, „Auf einen Blick – Question time: tackling depopulation through cohesion policy 
instruments“, Generaldirektion Wissenschaftlicher Dienst, Wissenschaftlicher Dienst für die Mitglieder, 
30. September 2022.

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=OJ:L:2021:231:TOC
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=uriserv:OJ.L_.2021.231.01.0159.01.ENG
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=uriserv:OJ.C_.2023.125.01.0100.01.ENG
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=uriserv:OJ.C_.2023.125.01.0114.01.ENG
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– unter Hinweis auf die von seiner Generaldirektion Interne Politikbereiche der Union am 
1. Dezember 2022 veröffentlichte Studie mit dem Titel „The EU legal migration 
package – Towards a rights-based approach to attracting skills and talent to the EU“11 
(Das EU-Paket zur legalen Migration – Auf dem Weg zu einem rechtebasierten Ansatz 
für die Anwerbung qualifizierter Fachkräfte aus Drittländern),

– unter Hinweis auf die Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen vom 17. Januar 
2023 mit dem Titel „The impact of demographic change – in a changing environment“ 
(Auswirkungen des demografischen Wandels in einem sich verändernden Umfeld) 
(SWD(2023)0021),

– unter Hinweis auf den Bericht der OECD vom 14. März 2023 mit dem Titel „Job 
creation and local economic development 2023“ (Schaffung von Arbeitsplätzen und 
lokale wirtschaftliche Entwicklung 2023),

– unter Hinweis auf die Entschließung des Ausschusses der Regionen vom 16. März 2023 
zur Talenterschließung in den Regionen Europas12,

– unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschusses vom 14. Juni 2023 zum Thema „Talenterschließung in den Regionen 
Europas“,

– gestützt auf Artikel 54 seiner Geschäftsordnung,

– unter Hinweis auf die Stellungnahme des Ausschusses für Landwirtschaft und ländliche 
Entwicklung,

– unter Hinweis auf das Schreiben des Ausschusses für Beschäftigung und soziale 
Angelegenheiten,

– unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für regionale Entwicklung 
(A9‑0000/2023),

A. in der Erwägung, dass die Bevölkerung der EU in den letzten 50 Jahren stetig 
gewachsen ist; in der Erwägung, dass sich das Bevölkerungswachstum in der EU in den 
letzten Jahrzehnten verlangsamt hat; in der Erwägung, dass aktuelle Prognosen darauf 
hindeuten, dass das Bevölkerungswachstum in der EU bis 2029 begrenzt ausfallen und 
die Bevölkerung anschließend zurückgehen wird13;

B. in der Erwägung, dass der Bevölkerungsrückgang über die Zeit betrachtet einen 
anhaltenden Trend darstellt, von dem insbesondere ländliche Gebiete betroffen sind, in 
denen die Bevölkerung durchschnittlich älter ist als in Städten und Vororten14; in der 

11 Europäisches Parlament, „The EU legal migration package – Towards a rights-based approach to attracting 
skills and talent to the EU“, Generaldirektion Interne Politikbereiche der Union, Fachabteilung C – Bürgerrechte 
und konstitutionelle Angelegenheiten, 1. Dezember 2022.
12 ABl. C 188 vom 30.5.2023, S. 1.
13 Siehe die Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen vom 17. Januar 2023 mit dem Titel „The impact of 
demographic change – in a changing environment“ (Auswirkungen des demografischen Wandels in einem sich 
verändernden Umfeld) (SWD(2023)0021).
14 Siehe die Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen vom 17. Januar 2023 mit dem Titel „The impact of 
demographic change – in a changing environment“ (Auswirkungen des demografischen Wandels in einem sich 
verändernden Umfeld) (SWD(2023)0021).

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=uriserv:OJ.C_.2023.188.01.0001.01.ENG
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Erwägung, dass es bei jungen Menschen im Durchschnitt wahrscheinlicher ist, dass sie 
ländliche Gebiete verlassen; in der Erwägung, dass der Bevölkerungsrückgang in 
ländlichen Gebieten eng mit dem Mangel an Anbindung, öffentlichen Diensten und 
Beschäftigungsmöglichkeiten zusammenhängt; in der Erwägung, dass die Entsendung 
junger Arbeitnehmer zu erheblichen Herausforderungen für die demografischen 
Strukturen führt; in der Erwägung, dass Berggebiete, abgelegene Gebiete und Gebiete in 
äußerster Randlage von diesen Phänomenen besonders betroffen sind;

C. in der Erwägung, dass die COVID-19-Pandemie trotz ihrer vorübergehenden 
Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt zu einer Zunahme der Telearbeit geführt hat, was 
ein großes Potenzial birgt, Arbeitsplätze in städtischen Zentren für Menschen in 
kleineren Städten, Vororten und Dörfern zugänglich zu machen15;

D. in der Erwägung, dass eine Nettozuwanderung von Arbeitnehmern mit oder ohne 
tertiärem Bildungsabschluss zu den Lösungen für die Herausforderungen zählt, mit 
denen die Mitgliedstaaten und ihre Regionen mit dem stärksten Bevölkerungsrückgang 
konfrontiert sind;

E. in der Erwägung, dass die Abwanderung von Talenten eng damit zusammenhängt, dass 
die Arbeits- und Lebensbedingungen von Menschen in einkommensschwachen 
Gebieten und Gebieten mit sozialem Gefälle oder anderen sozioökonomischen 
Ungleichheiten verbessert werden müssen; in der Erwägung, dass die Verringerung 
dieser Ungleichheiten eine Pflicht darstellt, was auch im Rahmen der europäischen 
Säule sozialer Rechte bekräftigt wurde;

F. in der Erwägung, dass die sozioökonomischen Bedingungen für die Anwerbung von 
Talenten am ehesten von regionalen und lokalen Gebietskörperschaften geschaffen 
werden können; in der Erwägung, dass die entsprechenden Verwaltungen wirtschaftlich 
gestärkt werden müssen;

G. in der Erwägung, dass die Bindung von Talenten nicht ausschließlich darin besteht, die 
Abwanderung hoch qualifizierter Menschen von einem Land in ein anderes oder von 
einer Region in eine andere zu unterbinden, sondern auch darin, Menschen anzuziehen, 
deren beruflicher Hintergrund mit Berufsprofilen verbunden ist, die in ländlichen und 
dünn besiedelten Gebieten nach wie vor stark nachgefragt sind;

H. in der Erwägung, dass die Gebiete in äußerster Randlage besonders anfällig für die 
Abwanderung von Talenten sind und eine höhere Arbeitslosigkeit und niedrigere 
Bildungsquoten aufweisen, während der Anteil junger Menschen, die arbeitslos oder 
nicht in Ausbildung sind, in diesen Gebieten über dem EU-Durchschnitt liegt16;

I. in der Erwägung, dass bei den politischen Maßnahmen der EU zur Bekämpfung der 
Abwanderung hoch qualifizierter Arbeitskräfte und der negativen Auswirkungen 
demografischer Trends die vier Freiheiten, insbesondere die Freizügigkeit von 
Personen, gewahrt bleiben müssen;

15 Siehe den Entwurf von Schlussfolgerungen des Rates zu Telearbeit im Kontext von Fernarbeit, Nummer 17.
16 Siehe die Mitteilung der Kommission vom 3. Mai 2022 mit dem Titel „Die Menschen in den Mittelpunkt 
stellen – nachhaltiges und inklusives Wachstum sichern – das Potenzial der Gebiete in äußerster Randlage der 
EU erschließen“ (COM(2022)0198).

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/ALL/?uri=CELEX:52022DC0198
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/ALL/?uri=CELEX:52022DC0198
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/ALL/?uri=CELEX:52022DC0198
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J. in der Erwägung, dass Anhang XXVI der Dachverordnung, in dem die Methode für die 
Zuweisung der Gesamtmittel pro Mitgliedstaat für das politische Ziel „Investitionen in 
Beschäftigung und Wachstum“ des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung und 
des Kohäsionsfonds17 und insbesondere für die als „weniger entwickelte“ Regionen 
eingestuften Regionen festgelegt wird, über BIP und Arbeitslosenquote hinausgeht;

K. in der Erwägung, dass mit der Mitteilung der Kommission mit dem Titel 
„Talenterschließung in den Regionen Europas“ ein Talentförderungsmechanismus auf 
den Weg gebracht wird, mit dem sowohl das Angebot von als auch die Nachfrage nach 
Kompetenzen gefördert werden; in der Erwägung, dass dieser Mechanismus eine neue 
Strategie für die intelligente Anpassung der Regionen an den demografischen Übergang 
sowie direkte finanzielle Unterstützung im Rahmen bestehender Instrumente umfasst;

1. begrüßt die Mitteilung der Kommission mit dem Titel „Talenterschließung in den 
Regionen Europas“; begrüßt die als Mechanismen zur Vermeidung wirtschaftlicher, 
sozialer und geschlechtsspezifischer Unterschiede zwischen den vom ökologischen und 
digitalen Wandel betroffenen Bürgern angekündigten Strategien; ist der Ansicht, dass 
der Ansatz der Prüfung der Auswirkungen auf den ländlichen Raum („rural proofing“) 
unbedingt eine Folgenabschätzung im Hinblick auf die Bevölkerungsentwicklung, die 
Schaffung von Arbeitsplätzen, den Bildungsrahmen sowie auf geschlechtsspezifische 
Fragen umfassen sollte;

2. weist darauf hin, dass das vierte politische Ziel des Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung und des Kohäsionsfonds18 bereits die Schaffung eines sozialeren und 
inklusiveren Europas durch die Umsetzung der europäischen Säule sozialer Rechte 
vorsieht; ist der Ansicht, dass es für die Erreichung dieser Ziele von entscheidender 
Bedeutung ist, durch die Entwicklung einer zugänglichen Infrastruktur für mehr 
Gleichberechtigung beim Zugang zu inklusiven und hochwertigen Dienstleistungen in 
den Bereichen der allgemeinen und beruflichen Bildung und des lebenslangen Lernens 
zu sorgen;

3. begrüßt die Einrichtung des Talentförderungsmechanismus, mit dem Talente in 
Regionen gefördert werden sollen, die sich in einer von der Kommission als 
Talententwicklungsblockade bezeichneten Lage befinden oder von einer solchen 
Blockade bedroht sind; fordert klare und objektive Kriterien für die Definition von 
Regionen, die sich in einer Talententwicklungsblockade befinden oder von einer 
solchen bedroht sind; betont das Potenzial des Instruments für technische 
Unterstützung;

4. weist darauf hin, dass weniger entwickelte Regionen dieselben Merkmale aufweisen 
wie diejenigen, die als „von einer Talententwicklungsblockade betroffen“ betrachtet 
werden, z. B. eine geringe Bevölkerungsdichte, schwache wirtschaftliche Ressourcen, 
eine geringe Beschäftigungsfähigkeit, Bevölkerungsalterung und einen Rückgang der 
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter; weist darauf hin, dass bei der Kategorisierung 
solcher Regionen auch jene Regionen berücksichtigt werden müssen, die als „weniger 
entwickelt“ im Sinne von Artikel 108 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2021/1060 gelten;

17 Siehe die Verordnung (EU) 2021/1058 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 über 
den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung und den Kohäsionsfonds (ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 60).
18 Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe d.

http://data.europa.eu/eli/reg/2021/1058/oj
http://data.europa.eu/eli/reg/2021/1058/oj
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5. befürwortet die Finanzierung spezifischer Maßnahmen zur Bewältigung der 
demografischen Herausforderungen über den mehrjährigen Finanzrahmen mit einer 
spezifischen Mittelveranschlagung für Regionen, die mit schweren und dauerhaften 
demografischen Schwierigkeiten konfrontiert sind; hält es in diesem Zusammenhang für 
notwendig, die spezifischen Instrumente der Kohäsionspolitik neu zu gestalten und 
dabei dem Bevölkerungsschwund bei der Zuweisung von Mitteln mehr Gewicht 
beizumessen;

6. hält es für wesentlich, die Exekutiv- und Verwaltungskapazitäten der lokalen 
Verwaltungen zu verbessern, Bürokratie abzubauen und eine engere Zusammenarbeit 
zwischen den verschiedenen Institutionen zu fördern;

7. hält es für äußerst wichtig, dass die Mitgliedstaaten sowie ihre Regionen und lokalen 
Gebietskörperschaften innovative Lösungen entwickeln, die auf einzelne Gebiete 
zugeschnitten sind; begrüßt den Vorschlag der Kommission, dass die Mitgliedstaaten 
thematische und regionale Arbeitsgruppen einrichten, um spezifische 
Herausforderungen im Rahmen des Talentförderungsmechanismus anzugehen;

8. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, spezifische Projekte für die 
Entwicklung von Initiativen zu finanzieren und zu fördern, mit denen der Zugang junger 
Menschen zu Ausbildungsangeboten, insbesondere für nicht ausreichend vertretene oder 
stark nachgefragte Berufsprofile, sichergestellt und die Schaffung hochwertiger 
Arbeitsplätze gefördert wird und bezahlte Praktika sichergestellt werden;

9. fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre spezifischen Prioritäten in künftigen 
Partnerschaftsabkommen an ihren demografischen Bedürfnissen auszurichten;

10. erkennt an, dass im Rahmen der bestehenden Instrumente direkte finanzielle 
Unterstützung für Regionen bereitgestellt wird, die sich in einer 
Talententwicklungsblockade befinden oder von einer solchen bedroht sind; bedauert 
jedoch, dass für diesen Zweck keine spezifische und gezielte finanzielle Unterstützung 
vorgesehen ist; schlägt vor, dass für den neuen Programmplanungszeitraum die 
Einrichtung eines speziellen Fonds zur Bekämpfung der Abwanderung hoch 
qualifizierter Arbeitskräfte vorgesehen werden sollte;

11. spricht sich dafür aus, den Zugang der Regionen zu hochwertigen öffentlichen Diensten, 
etwa in den Bereichen Gesundheit, Bildung und Sozialschutz, sowie zu grundlegenden 
Verkehrsinfrastrukturen und digitaler Konnektivität sicherzustellen;

12. hält es für wesentlich, Maßnahmen zur Erleichterung der Vereinbarkeit von Berufs- und 
Privatleben Vorrang einzuräumen, die den Zugang zu Kinderbetreuung, Flexibilität bei 
der Arbeitszeit sowie angemessene Löhne und Arbeitsbedingungen sicherstellen;

13. spricht sich für die Förderung supranationaler Kooperationsnetze aus, die darauf 
abzielen, den Austausch und die Mobilität von Talenten zu fördern, und auf diese Weise 
die Verbreitung von Wissen, Erfahrungen und Bildung antreiben;

14. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung dem Rat und der Kommission zu 
übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

Das Europäische Jahr der Kompetenzen hat die Investitionen in talentierte Arbeitskräfte zu 
einem zentralen Anliegen der Politikgestaltung der EU gemacht. In ebendiesem 
Zusammenhang hat die Kommission die Mitteilung zur Talenterschließung in den Regionen 
Europas veröffentlicht, in der der Bedarf an solchen Investitionen mit den Auswirkungen 
demografischer Trends bei den Arbeitskräften in der EU in Verbindung gebracht wird. Dieser 
Bericht stellt eine Reaktion auf diese Mitteilung dar und enthält eine weitere Analyse der 
demografischen Lage und der Qualifikationslage in der EU sowie Vorschläge für die 
Ermittlung innovativer Lösungen. Wenn es darum geht, die künftigen Herausforderungen für 
den Arbeitsmarkt anzugehen, kommt der Kohäsionspolitik nach Ansicht des Parlaments eine 
wichtige Rolle zu.

In den letzten Jahrzehnten hat sich das Bevölkerungswachstum verlangsamt, was den in den 
letzten 50 Jahren verzeichneten stetigen Anstieg der Bevölkerung in der EU bremst. Von 
diesem Bevölkerungsrückgang sind insbesondere ländliche Gebiete, Berggebiete, abgelegene 
Gebiete und Gebiete in äußerster Randlage betroffen, in denen die Bevölkerung 
durchschnittlich älter ist als in Städten und Vororten. Der Mangel an Anbindung, öffentlichen 
Diensten und Beschäftigungsmöglichkeiten in ländlichen Gebieten trägt dazu bei, dass junge 
Menschen in städtische Gebiete ziehen, und führt ferner zu Herausforderungen für die 
demografischen Strukturen. Dieser Wegzug junger Menschen hat zudem einen dramatischen 
Talentverlust in solchen besonders gefährdeten Gebieten zur Folge, die somit enorme 
Schwierigkeiten haben, Menschen anzuziehen und zu halten.

Bei Maßnahmen zur Erschließung von Talenten in den Regionen der EU muss die 
europäische Säule sozialer Rechte eine tragende Rolle spielen. Die Abwanderung von 
Talenten hängt eng damit zusammen, dass die Arbeits- und Lebensbedingungen in 
einkommensschwachen Gebieten mit sozialen und wirtschaftlichen Ungleichheiten verbessert 
werden müssen, indem die soziale Säule auf die Verpflichtung zur Verringerung dieser 
Ungleichheiten ausgerichtet wird. Deshalb müssen die politischen Entscheidungsträger ihre 
Anstrengungen verstärken, um Lern- und Arbeitsmöglichkeiten zu schaffen und die Bildungs- 
und Ausbildungsprogramme an die Kompetenzen anzupassen, die auf dem sich ständig 
wandelnden Arbeitsmarkt benötigt werden. Hierzu müssen Sozialpartner, Hochschulen, 
Forschungsinstitute und der Privatsektor umfassend in die Gespräche einbezogen werden, 
wodurch Synergieeffekte geschaffen und Projekte vorgebracht werden sollen, die der 
sozioökonomischen Realität der einzelnen Gebiete besser Rechnung tragen.

Um die Herausforderungen im Zusammenhang mit dem Bevölkerungsrückgang in den 
Mitgliedstaaten bewältigen zu können, ist eine Nettozuwanderung von Arbeitnehmern 
notwendig, einschließlich solcher mit tertiärem Bildungsabschluss. In diesem Zusammenhang 
tragen regionale und lokale Gebietskörperschaften entscheidend dazu bei, günstige 
sozioökonomische Bedingungen für Talente zu schaffen. Ihre Exekutivfähigkeit sollte bei 
Bedarf gestärkt werden, da sie als öffentliche Verwaltungen den Bedarf in ihren jeweiligen 
Gebieten besser einschätzen können und den Bürgern am nächsten stehen.

Künftige politische Maßnahmen der EU zur Bindung von Talenten und zur Bekämpfung der 
Abwanderung hoch qualifizierter Arbeitskräfte sollten auf der Grundlage von 
Folgenabschätzungen im Hinblick auf die Bevölkerungsentwicklung, die Schaffung von 
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Arbeitsplätzen, den Bildungsrahmen sowie auf geschlechtsspezifische Fragen konzipiert 
werden, wobei der Ansatz der Prüfung der Auswirkungen auf den ländlichen Raum dahin 
gehend erweitert werden sollte, dass der sozioökonomischen Realität der einzelnen Gebiete 
angemessen Rechnung getragen wird. In dieser Hinsicht müssen unbedingt klare und 
objektive Kriterien für die Definition von Regionen festgelegt werden, die sich in einer 
Talententwicklungsblockade befinden oder von einer solchen bedroht sind. Weniger 
entwickelte Regionen weisen Ähnlichkeiten mit solchen bedrohten Regionen auf, weshalb sie 
bei der Kategorisierung berücksichtigt werden müssen.

Sowohl die Kommission als auch die Mitgliedstaaten sollten Projekte finanzieren und fördern, 
mit denen jungen Menschen der Zugang zu Ausbildungsangeboten ermöglicht wird sowie 
hochwertige Arbeitsplätze geschaffen und bezahlte Praktika sichergestellt werden. 
Spezifische Prioritäten sollten in künftigen Partnerschaftsabkommen an demografischen 
Bedürfnissen ausgerichtet werden. Zwar wird im Rahmen der bestehenden Instrumente 
direkte finanzielle Unterstützung für Regionen bereitgestellt, die von einer 
Talententwicklungsblockade bedroht sind, doch wird für den neuen 
Programmplanungszeitraum die Einrichtung eines speziellen Fonds zur Bekämpfung der 
Abwanderung hoch qualifizierter Arbeitskräfte empfohlen.

Die Sicherstellung des Zugangs zu hochwertigen öffentlichen Diensten, grundlegenden 
Verkehrsinfrastrukturen und digitaler Konnektivität sowie Maßnahmen zur Erleichterung der 
Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben genießen höchste Priorität. Durch die Förderung 
supranationaler Kooperationsnetze werden ferner der Austausch und die Mobilität von 
Talenten verbessert und so die Verbreitung von Wissen, Erfahrungen und Bildung erleichtert.


